Die Einführung des Bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) – 
Chance unserer Gesellschaft
Die Einführung des BGE bedeutet einen tiefen Einschnitt in die politische, wirtschaftliche und gesamtgesellschaftliche Struktur der Bundesrepublik. Sie ist nach der Wiedervereinigung Deutschlands 1990 die bedeutendste gesellschaftliche Veränderung.








Sie ist eine konsequente Antwort auf dringende Fragen unserer demographischen, wirtschaftlichen und ökologischen Entwicklung.













Demographisch, weil wir in Deutschland eine rückläufige Bevölkerungsentwicklung haben. Die Einwohnerzahl nimmt ab. Es gibt mittlerweile mehr ältere als jüngere Menschen in Deutschland. Und die Lebenserwartung steigt weiter (positiv für den Einzelnen). Der "Generationsvertrag" existiert nicht mehr. 

Wirtschaftlich, weil einerseits immer weniger Menschen die finanzielle Last der Sozialabsicherung zu tragen (sprich - zu finanzieren) haben, da der Anteil der Menschen im arbeitsfähigen Alter abnimmt, andererseits durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und das Profitstreben bedingt, immer mehr Menschen aus dem "Arbeitsprozess" gedrängt werden. Gleichzeitig haben wir zum ersten Mal in der Geschichte eine Produktivität und einen Produktionsumfang erreicht, die es uns ermöglichen, alle Menschen mit allen Produkten, Waren und Dienstleistungen zu versorgen, ohne versorgungstechnische Engpässe zu bekommen.













Ökologisch, weil das Wirtschaftswachstum zu Lasten der Erde, des Klimas und unserer natürlichen Umwelt eine Grenze erreicht hat, die uns alle zum Umdenken und Mitdenken zwingt, wenn wir überhaupt noch über eine Zukunft nachdenken wollen.










Politisch kann die Einführung des BGE deshalb auch nur bedeuten, dass sie aus den genannten Gründen ein umfassender Umbau der ganzen Gesellschaft ist und alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens erfasst; beginnend bei der politischen Akzeptanz, dass alle Menschen gleich sind und damit ein gleiches Recht auf Teilhabe am Leben haben über den Umbau der Sozialsysteme bis hin zur - durch alle Bürger - mitgetragenen Finanzierung des BGE. 










Dieser Umbau geht einher mit der gleichzeitigen Entbürokratisierung und Verschlankung des Staates und einer zunehmend ökologisch ausgerichteten Wirtschaftsentwicklung.













Das BGE wird durch eine gesellschaftliche Stiftung oder einen Fond "Bedingungsloses Grundeinkommen" (BGE) bereitgestellt, die oder der als Selbstverwaltungsorgan arbeitet. 






Dieses Organ überwacht die lückenlosen Finanzvorgänge zur Finanzierung und Auszahlung. Um die Verwaltung so kostengünstig wie möglich zu gestalten, sollte das Verwaltungsorgan bestehende verwaltungstechnische Einrichtungen wie die Finanzämter einbeziehen.


Jeder Bürger erhält sein BGE, unabhängig einer Beantragung oder einer Bedürftigkeit. Bürger ab 16 Jahre erhalten monatlich 1.100 € und Kinder bis 16 Jahre erhalten 500 €. Davon gehen 200 € (Kinder 100 €) als Beitrag zur sozialen Bürgerversicherung in die Finanzierung der zukünftigen gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung (Erläuterungen weiter unten). Somit verbleibt dem Bürger ab 16 Jahre 900 € und dem Kind 400 €. Die Gesamtkosten des BGE betragen 988 Mrd. €.





Die Finanzierung des BGE erfolgt aus drei Finanzierungsquellen.













Die erste Finanzierungsquelle sind die Beiträge aller Bürger, die über Einkommen verfügen.


Jeder Bürger ermittelt sein Einkommen einzeln (Eltern für ihre Kinder). Eine Zusammenveranlagung gibt es nicht mehr. Zum Einkommen gehören neben Löhnen und Gehälter auch alle weiteren Einnahmen wie Renten, Mieten, Tantiemen, Zinsen, Gewinnausschüttungen, Aktiengewinne, Zuwendungen, Schenkungen, Erbschaften u.ä.. Das Verwaltungsorgan BGE definiert die Einkommensbestandteile und gibt sie bekannt.

Die Ermittlung der Einkommen erfolgt auf vereinfachten Meldebögen, die durch alle Bürger einmal jährlich

ausgefüllt werden und z.B. an die Finanzämter übergeben werden.






Zukünftig werden keine Einkommenssteuererklärungen erhoben. Die vom Verwaltungsorgan BGE beauftragten z.B. Finanzämter garantieren und prüfen durch regelmäßige Kontrolltätigkeit die Richtigkeit der Meldungen der Bürger.













Die Auszahlung des BGE und die Nettoeinkommen erfolgen für abhängig Beschäftigte über deren Arbeitsstelle und in allen anderen Fällen über die vom Selbstverwaltungsorgan BGE festgelegten Auszahlungsstellen.












Alle zwei Jahre ist Kaufkraft des BGE zu prüfen und kann den Veränderungen entsprechend angepasst werden.













Folgende Finanzierungsgrundsätze für Einkommen gelten:




ab 1. €

       34 %
max.
1.500 €









ab 1.300 €
zus.  5 %
max.
1.500 €






Die zweite Einnahmequelle zur Finanzierung des BGE ist die neue Konsumsteuer (bisher Umsatzsteuer).

Die durchschnittliche Höhe beträgt 50 %. Die Konsumsteuer wird auf alle Waren und Dienstleistungen erhoben, die im Endverbrauch "über den Ladentisch gehen", d.h., sie ist im Verkaufspreis enthalten.













Für besonders hochwertige Luxusgüter (z.B. Autos über 100 T€, Villen, Jachten, Privat-Jets, Brillanten u.ä.) sollte die Konsumsteuer auf 100 % angehoben werden. Für Lebensmittel, Bücher und Lehrmittel sollte die Konsumsteuer einheitlich 14 % betragen.







Die bisher schon im Nettopreis enthaltenen, vom Unternehmer eingerechneten Gewinne, Abgaben und Steuern sowie Lohnnebenkosten verschleierten den bisherigen Nettopreis. 





Da nach Einführung des BGE wesentliche Steuern für die Unternehmen entfallen und die Lohnnebenkosten auf 15 % sinken, entfallen diese Nettopreisbestandteile und/oder senken den Nettopreis. Die Differenz zu den bisherigen Bruttopreisen wird als neue Konsumsteuer erhoben und zur Finanzierung des BGE benutzt. Erwartete Einnahmen ca. 400 - 425 Mrd. €.













Die dritte Finanzierungsquelle des BGE sind 5 % der neuen 15 %igen Lohnnebenkosten.



Erwartete Einnahmen betragen ca. 56 Mrd. €.









Erwartete Gesamteinnahmen für die Stiftung/den Fond BGE:
1.035.000.000.000 €.










Der Überschuss wird zur Reservebildung (ca. 20 Mrd. €), zur Schuldentilgung und zur schrittweisen Anhebung des BGE verwendet.













Mit der Einführung des BGE entfallen:
ca. 140 Sozialpakete der Bundesrepublik:

ca. 80 Mrd. € Einspareffekt


Sozialversicherungsbeiträge zur 
GRV














GKV

nach SGB
ca. 510 Mrd. €









Pflegevers.


werden über BGE finanziert







Gewerbesteuer











Bundessteuern (außer EKSt.)










Daraus folgt, dass die Sozialgesetzbücher komplett überarbeitet werden.













Mit dem Wegfall der Steuern wie Gewerbesteuer, Kapitalertragssteuer, Körperschaftssteuer muss sichergestellt werden, dass die daraus entstehenden Vorteile für die Unternehmen in sinkenden Nettopreisen und in stabilen/steigenden Löhnen und Gehältern widergespiegelt werden.













Mit der Einführung des BGE verbleiben:


EKSt., Vermögensst., Erbschaftst., Grunderwerbsst.,

Kfz-St., Wettst., Feuerschutzst., Reichenst.

Grundst. A+B



      


ca. 48 Mrd. €


Vergnügungsst. und Hundest., Zweitwohnungsst.






BSP- Eigenmittel 

Durch den Wegfall der Ausgaben für Soziales aus dem bisherigen Staatshaushalt verbleiben Ausgaben in Höhe von ca. 420 Mrd. €, die mit den Steuereinnahmen realisiert werden. Dazu zählen: 
Über 44 Mio. Bürger mit einem Einkommen ab mtl. 1.300 € finanzieren 222 Mrd. Einkommenssteuer. 
56 Mrd. € werden aus 5 % Lohnnebenkosten erwirtschaftet. 
Die öffentlichen Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit des Staates und aus Steuern betragen 159 Mrd. €. Insgesamt sind Einnahmen in Höhe von ca. 437 Mrd. € zu erwarten, so dass ein geringer Überschuss in Höhe von 17 Mrd. € als Sicherheit existiert.

WICHTIGE AUFGABE des Staates wird sein, gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die die Unternehmen zwingen (wie oben schon angedeutet), die durch Steuersenkung erzielten Vorteile tatsächlich in sinkende Nettopreise, stabile Gehälter und ökologisch ausgerichtete Investitionen umzusetzen! Gleichzeitig sollte der Staat Steuern und Abgaben in beträchtlicher Höhe (50-100%) auf nichtumweltverträgliche Technologien und Verhaltensweisen einführen.













Die lobenswerte seit vielen Jahren durch die SGB geregelte, auf dem Solidarprinzip beruhende gesetzliche Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung wird durch die neue gesetzliche soziale Bürgerversicherung ersetzt. Die Beiträge belaufen sich auf monatlich 200 € je Erwachsener ab 16 Jahre und 100 € pro Kind.

Damit finanzieren alle 82 Mio. Bürger 179 Mrd. € pro Jahr. Durch die zusätzliche Finanzierung aus 5 % Lohnnebenkosten erhöhen sich die für die gesetzliche Kranken-, Pflege und Unfallversicherung verfügbaren Mittel um weitere 56 Mrd. €. 

Die bisherigen Ausgaben der GKV, Pflege- und gesetzlichen Unfallversicherung belaufen sich 

auf 173 Mrd. €.

Mit der neuen Bürgerversicherung stehen den Bürgern ca. 50 - 60 Mrd. € Mehreinnahmen zur Verfügung, die vorrangig zur Verbesserung der medizinischen Versorgung, der Kinderbetreuung wie auch der Alten- und Pflegebetreuung verwendet werden. Gleichzeitig sollten ca. 20 Mrd. € in einer Bürgerstiftung als Reserve verbleiben, es sollte Schuldenabbau und die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten sichergestellt werden.

Mit der neuen gesetzlichen sozialen Bürgerversicherung wird garantiert, dass die in den letzten Jahren vor allem durch die sinkende Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Beitragszahler entstandenen Nachteile, die Finanzierungsengpässe und die Ungerechtigkeiten der heutigen Finanzierung beseitigt werden.













Das BGE schafft Sicherheit für die Rentenzahlung bis 1.100 €. 
Damit werden über 22 Mio. Renten gesichert, sowohl Alters-, Berufsunfähigkeit- wie auch Hinterbliebenenrenten (bisherige Durchschnittsrente der Altersrente 970 €). 













Die neue Hinterbliebenenrente beträgt 25 % (max. 700 €) des neuen monatlichen Nettoeinkommens des verstorbenen Ehepartners und wird als Einkommen beim Hinterbliebenen angerechnet und damit auch verrechnet (siehe Bsp. 3).










Zur Sicherstellung von Renten über 1.100 € aus den bisher erworbenen Rentenansprüchen der GRV finanzieren alle Bürger mit über 1.300 € Einkommen insgesamt 13 Mrd. €.













Mit der Einführung des BGE wird es keine Arbeitslosenversicherung mehr geben, da alle Bürger ein unabhängiges Einkommen erzielen, unabhängig davon, ob sie einer selbständigen oder nichtselbständigen Tätigkeit nachgehen. 









Eine Folge davon wird sein, dass sich die Beziehungen zwischen den bisherigen AG und AN ändern werden. Sie werden flexibler.












Der Kündigungsschutz wird eine Lockerung erfahren und sollte trotzdem sozial verträglich von beiden Seiten gestaltet werden, denn jedes Unternehmen lebt von den Erfahrungen und dem Wissen langjährig im Unternehmen Tätiger. Andererseits können beide Seiten zukünftig flexibler über ihre weitere Zusammenarbeiter verhandeln, da der bisherige AN sozial abgefedert bleibt und intensiver als bisher Arbeitsplätze suchen kann, die seinen Neigungen, seinem Können und Wissen besser entsprechen.













Die Tätigkeit der Arbeitsämter wird sich auf die effektive Erfassung von Arbeitsplätzen und deren ausgewogenen Vermittlung beschränken. Dafür werden in diesen Ämtern hochqualifizierte, am Menschen interessierte Mitarbeiter eingesetzt.













Für eine Übergangszeit von ca. 2-4 Jahren sollte eine Übergangsregelung zum bestehenden Arbeitslosengeld diskutiert werden.













Die Einführung des BGE bedeutet einen tiefen Einschnitt in die bisherige Verwaltungsstruktur der Bundesrepublik. Durch den Wegfall der ca. 140 Sozialleistungen, die Reduzierung des Aufgabenbereiches der Bundesagentur für Arbeit, und die Streichung bedeutender Steuern werden Tausende von Arbeitsplätzen in den deutschen Verwaltungen entweder komplett wegfallen oder in andere Funktionsbereiche verwandelt.













Bei der Auswahl der zukünftig noch in den Verwaltungen beschäftigten Angestellten oder Beamten sollten neben hoher fachlicher Kompetenz als wichtigste Weiterbeschäftigungskriterien soziale Kompetenz und Bürgernähe Voraussetzung sein.
Da in den Verwaltungen auch heute schon hochqualifizierte Beamte und Angestellte tätig sind, können diese Menschen in den zukünftig so wichtigen Bereichen wie Kinderbetreuung, Erziehung, Kranken- und Altenpflege sowie dem Klima- und Umweltschutz ihre neue Tätigkeit finden.













Insgesamt wird die Einführung des BGE zu mehr Gleichberechtigung, zu mehr Anerkennung der verantwortungsvollen Rolle von Müttern und Vätern, zu weniger sozialer Not und Angst, zu mehr menschlicher Zufriedenheit und höherem sozialen Engagement des Einzelnen für die Gemeinschaft und zu höherer Kreativität und Effektivität in der gesellschaftlichen Produktion führen.













Deutschland wird auch als Kultur- und Wirtschaftsstandort an Bedeutung gewinnen. Ausländische Firmen werden aufgrund der günstigen Steuerbedingungen in Deutschland investieren. Das wiederum wird sich auf eine kontinuierlich gute Arbeitsmarktsituation auswirken, weil jede Investition auch Arbeit bedeutet.













Die Schuldentilgung wird die Wirtschaftskraft Deutschlands erhöhen, wodurch Deutschland weltweit bessere Wirtschafts- und soziale Hilfe leisten kann. Und die konsequente Ausrichtung der Wirtschaft auf Umweltverträglichkeit und Klimaschutz bei einem dafür wesentlich besser ausgestattetem Staatshaushalt wird nachhaltige Wirkung auf die dringend nötigen Korrekturen der Weltwirtschaft hinsichtlich Umwelt- und Klimaschutz haben.













Die Einführung des BGE ist die Chance unserer Gesellschaft.













Jörg Wagner  April 2007
Mittelstraße 16

89155 Erbach

Telefon: 0173 300 55 31

Email: JWagner-mulder@t-online.de
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